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Sachbezug i.S. des § 8 Abs. 2 Satz 9 EStG jede nich t in Geld 
bestehende Einnahme 
 
1. Sachbezüge sind alle nicht in Geld bestehenden E innahmen. 
Ob Barlöhne oder Sachbezüge vorliegen, entscheidet sich nach 
dem Rechtsgrund des Zuflusses, also danach, was der  Arbeitneh-
mer vom Arbeitgeber beanspruchen kann. Es kommt nic ht darauf 
an, auf welche Art und Weise der Arbeitgeber den An spruch er-
füllt und seinem Arbeitnehmer den zugesagten Vortei l ver-
schafft. 
 
2. Sachbezüge i.S. des § 8 Abs. 2 Satz 9 EStG liege n auch dann 
vor, wenn der Arbeitgeber seine Zahlung an den Arbe itnehmer 
mit der Auflage verbindet, den empfangenen Geldbetr ag nur in 
einer bestimmten Weise zu verwenden (Änderung der R echtspre-
chung gegenüber Senatsurteil vom 27. Oktober 2004 V I R 51/03, 
BFHE 207, 314, BStBl II 2005, 137). 
 
3. Räumt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer das Re cht ein, 
bei einer bestimmten Tankstelle auf seine Kosten ta nken zu 
dürfen, liegt ein Sachbezug i.S. des § 8 Abs. 2 Sät ze 1 und 9 
EStG vor. 
 
 
EStG § 8 Abs. 2 Sätze 1 und 9, § 19 Abs. 1 
 
Urteil vom 11. November 2010     VI R 27/09 
 
Vorinstanz: FG Baden-Württemberg vom 18. Dezember 2 008  
13 K 2626/07 (EFG 2009, 1373) 
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G r ü n d e  

 

I. Streitig ist, ob ein steuerfreier Sachbezug oder  ein steu-

erpflichtiger Barlohn vorliegt.  

 

Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin), ein Zusammen-

schluss von Rechtsanwälten in der Rechtsform einer Gesell-

schaft bürgerlichen Rechts, räumte ihren Arbeitnehm ern in den 

Streitjahren (2003 bis 2006) das Recht ein, bei ein er Ver-

tragstankstelle auf ihre --der Klägerin-- Kosten ge gen Vorlage 

einer elektronischen Karte zu tanken. Auf dieser Ka rte waren 

die Literzahl eines bestimmten Kraftstoffs und der Höchstbe-

trag von 44 € gespeichert. Eine lohnsteuerliche Erf assung er-

folgte insoweit nicht. 

 

Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt - -FA--) ver-

trat auf Grundlage einer Lohnsteuer-Außenprüfung di e Auffas-

sung, dass die Zuwendung eines Benzingutscheins, au f dem neben 

der Ware auch ein Höchstbetrag von 44 € angegeben i st, kein 

Sachbezug, sondern eine Barlohnzuwendung sei, so da ss die mo-

natliche Freigrenze des § 8 Abs. 2 Satz 9 des Einko mmensteuer-

gesetzes (EStG) für Sachbezüge nicht gelte. Das FA setzte da-

her mit Nachforderungsbescheid über Lohnsteuer nebs t Annex-

steuern Nachforderungsbeträge in Höhe von insgesamt  9.299,84 € 

gegenüber der Klägerin fest. 

 

Der dagegen eingelegte Einspruch blieb erfolglos. D as FA 

stützte sich dazu insbesondere darauf, dass nach R 31 Abs. 1 

Satz 7 der Lohnsteuer-Richtlinien (LStR) 2004 ff. e in bei ei-

nem Dritten einzulösender Gutschein dann kein Sachb ezug sei, 

wenn neben der Bezeichnung der abzugebenden Ware od er Dienst-
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leistung ein anzurechnender Betrag oder Höchstbetra g angegeben 

sei. 

 

Das Finanzgericht (FG) wies die dagegen erhobene Kl age aus den 

in Entscheidungen der Finanzgerichte 2009, 1373 ver öffentlich-

ten Gründen im Wesentlichen mit der Erwägung ab, da ss Zuwen-

dungen, die wirtschaftlich Bargeldersatz darstellte n und ohne 

nennenswerten Aufwand in Geld umgerechnet werden kö nnten, un-

ter § 8 Abs. 1 EStG fielen. Hierauf sei die nur für  Sachbezüge 

geltende Freigrenze des § 8 Abs. 2 Satz 9 EStG nich t auszudeh-

nen. 

 

Die Klägerin rügt mit der Revision die Verletzung m ateriellen 

Rechts. 

 

Sie beantragt, 

das Urteil des FG Baden-Württemberg vom 18. Dezembe r 2008 

sowie den Nachforderungsbescheid des FA vom 29. Mai  2007 

in Form der Einspruchsentscheidung vom 24. Oktober 2007 

aufzuheben. 

 

Das FA beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

II. Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhe bung der 

Vorentscheidung und zur Stattgabe der Klage (§ 126 Abs. 3 

Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). 

 

1. Zum steuerpflichtigen Arbeitslohn i.S. des § 19 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 EStG gehören alle Einnahmen, die dem A rbeitnehmer 

aus dem Dienstverhältnis zufließen. Dazu rechnen na ch § 8 

Abs. 1 EStG alle Einnahmen in Geld oder Geldeswert.  Zu diesen 

Einnahmen gehören daher auch die Sachbezüge, nämlic h die nicht 
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in Geld bestehenden Einnahmen, wie in § 8 Abs. 2 Sa tz 1 EStG 

im Klammerzusatz als Regelbeispiel aufgeführt "(Woh nung, Kost, 

Waren, Dienstleistungen und sonstige Sachbezüge)". Diese Sach-

bezüge bleiben nach § 8 Abs. 2 Satz 9 EStG außer An satz, wenn 

die sich nach Anrechnung der vom Steuerpflichtigen gezahlten 

Entgelte ergebenden Vorteile insgesamt 50 € (bis 20 03) und 

44 € (ab 2004) im Kalendermonat nicht übersteigen. 

 

a) Ob die vom Arbeitgeber zugewandten Vorteile Sach bezüge i.S. 

des § 8 Abs. 2 Sätze 1 und 9 EStG oder Barlöhne dar stellen, 

entscheidet sich allerdings nicht allein danach, ob  der Ar-

beitnehmer tatsächlich entweder eine Sach- oder Die nstleistung 

oder Geld erlangt. Denn ein Zufluss von Geld kann a uch dann 

vorliegen, wenn der Barlohn nicht an den Arbeitnehm er ausbe-

zahlt, sondern auf seine Weisung anderweitig verwen det wird, 

z.B. zur Erfüllung einer Verbindlichkeit des Arbeit nehmers aus 

Kauf, Miete, Darlehen usw. Eine derartige Verwendun g des 

(Bar-)Lohns stellt lediglich eine Abkürzung des Zah lungsweges 

dar und lässt den Charakter der Zahlung als Barlohn zuwendung 

unberührt (vgl. Senatsurteil vom 6. März 2008 VI R 6/05, BFHE 

220, 478, BStBl II 2008, 530, mit Hinweis auf Senat sbeschluss 

vom 20. August 1997 VI B 83/97, BFHE 183, 568, BStB l II 1997, 

667). Dementsprechend kann aber auch Sachlohn vorli egen, wenn 

der Weg der Sachleistung derart abgekürzt ist, dass  der Ar-

beitgeber die Ware nicht selbst dem Arbeitnehmer au shändigt, 

sondern der Arbeitnehmer von einem Dritten die vom Arbeitgeber 

zugesagte Sache oder Dienstleistung erwirbt und der  Arbeitge-

ber das Entgelt dafür dem Dritten gegenüber erbring t. 

 

b) Sachbezüge sind alle nicht in Geld bestehenden E innahmen 

(§ 8 Abs. 2 Satz 1 EStG). Ob Barlöhne oder Sachbezü ge vorlie-

gen, entscheidet sich nach dem Rechtsgrund des Zufl usses, näm-

lich auf Grundlage der arbeitsvertraglichen Vereinb arungen da-
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nach, welche Leistung der Arbeitnehmer vom Arbeitge ber bean-

spruchen kann. Sachbezug unterscheidet sich von Bar lohn durch 

die Art des arbeitgeberseitig zugesagten und daher arbeitneh-

merseitig zu beanspruchenden Vorteils selbst und ni cht durch 

die Art und Weise der Erfüllung des Anspruchs auf d en Vorteil. 

Kann der Arbeitnehmer lediglich die Sache selbst be anspruchen, 

liegen daher Sachbezüge i.S. des § 8 Abs. 2 Satz 1 EStG vor, 

die unter den weiteren Voraussetzungen des § 8 Abs.  2 Satz 9 

EStG außer Ansatz bleiben. Unerheblich ist dann, ob  der Ar-

beitnehmer die Sache unmittelbar vom Arbeitgeber be zieht oder 

ob der Arbeitnehmer die Sache von einem Dritten auf  Kosten des 

Arbeitgebers bezieht. 

 

Hat der Arbeitnehmer dagegen auch einen Anspruch da rauf, dass 

sein Arbeitgeber ihm anstelle der Sache den Barlohn  in Höhe 

des Werts der Sachbezüge ausbezahlt, liegen auch da nn keine 

Sachbezüge, sondern Barlohn vor, wenn der Arbeitgeb er die Sa-

che zuwendet. Dementsprechend hatte der erkennende Senat auch 

schon Einkaufsgutscheine, die der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber 

statt der Barauszahlung des tarifvertraglichen Urla ubsgeldes 

wahlweise bezogen hatte, nach der ihnen zugrundelie genden ar-

beitsrechtlichen Anspruchsgrundlage beurteilt und d en Erwerb 

der entsprechenden Ware oder Dienstleistung nicht a ls Sachbe-

zug, sondern als Barlohnverwendung qualifiziert, we nn der Ar-

beitnehmer statt des Gutscheins auch Geld beanspruc hen konnte 

(Urteil in BFHE 220, 478, BStBl II 2008, 530). Im S treitfall 

gilt nichts anderes. 

 

c) Ein Sachbezug, nämlich eine nicht in Geld besteh ende Ein-

nahme i.S. des § 8 Abs. 2 Satz 1 EStG, liegt daher auch dann 

vor, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer ein Rech t, nämlich 

einen Anspruch, eine Sach- oder Dienstleistung bezi ehen zu 

können, einräumt. Denn Sachbezüge sind alle Einnahm en, die 
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nicht in Geld bestehen; zu den nicht in Geld besteh enden Vor-

teilen zählen deshalb auch Rechte. Deshalb steht de r Qualifi-

kation als Sachbezug nicht entgegen, dass Arbeitneh mer keine 

konkreten Sachen oder konkreten Dienstleistungen er halten. Ein 

Sachbezug liegt auch vor, wenn Arbeitnehmern ledigl ich Gut-

scheine überlassen werden, die sie zum Bezug einer von ihnen 

selbst auszuwählenden Sach- oder Dienstleistung ber echtigen 

und die bei einem Dritten einzulösen oder auf den K aufpreis 

anzurechnen sind. Unerheblich ist insoweit, dass so lche Gut-

scheine, je nach Aussteller, im täglichen Leben ähn lich dem 

Bargeld verwendbar sein mögen. Denn trotz einer gew issen Han-

delbarkeit oder Tauschfähigkeit besteht ein solcher  Gutschein 

nicht in Geld i.S. der Negativabgrenzung in § 8 Abs . 2 Satz 1 

EStG und bleibt daher Sachbezug. 

 

aa) Der erkennende Senat hält an seiner Rechtsprech ung fest 

(Urteil vom 27. Oktober 2004 VI R 29/02, BFHE 207, 309, BStBl 

II 2005, 135), dass Einnahmen in Geld i.S. des § 8 Abs. 2 

Satz 1 EStG solche in Form der im Inland gültigen g esetzlichen 

Zahlungsmittel sind, daneben jedenfalls auch Zahlun gen in ei-

ner gängigen, frei konvertiblen und im Inland hande lbaren aus-

ländischen Währung umfassen. Einnahmen in Geld sind  mit Sach-

bezügen der Art, wie sie vom Gesetz ausdrücklich al s solche 

bezeichnet werden (Wohnung, Kost, Waren und Dienstl eistungen), 

nicht vergleichbar, insbesondere auch nicht mit Gut scheinen. 

Denn solchen Gutscheinen haftet zwar ein abstrakter  Wert an, 

der erst durch eine unter Umständen mit erheblichen  Schwierig-

keiten verbundene Bewertung als Einnahme erfasst we rden muss 

(Senatsurteil in BFHE 207, 309, BStBl II 2005, 135,  unter 

II. 2. b bb). Daraus kann indessen nicht gefolgert werden, 

dass Sachen, deren Wert sich einfach bestimmen läss t, weil da-

für täglich etwa an der Börse ein Wert ermittelt wi rd --z.B. 

Aktien, andere Wertpapiere oder Edelmetalle--, als Geld i.S. 
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des § 8 Abs. 2 Satz 1 EStG zu beurteilen wären. 

 

bb) Eine Ausdehnung der Freigrenze des § 8 Abs. 2 S atz 9 EStG 

auf Barlohnzahlungen scheidet zwar aus, weil die Fr eigrenze 

nicht bezweckt, dem Arbeitgeber zu ermöglichen, sei nen Arbeit-

nehmern auf wie auch immer geartete Weise einen mon atlichen 

Gegenwert von 50 DM (jetzt 44 €) steuerfrei zukomme n zu lassen 

(Senatsurteil vom 27. Oktober 2004 VI R 51/03, BFHE  207, 314, 

BStBl II 2005, 137). Daraus lassen sich indessen ke ine Grund-

sätze für eine Unterscheidung zwischen Barlohn und Sachlohn 

herleiten und dies rechtfertigt es auch nicht, den durch das 

Tatbestandsmerkmal Geld gekennzeichneten Barlohn zu  Gunsten 

des Begriffs Sachlohn einzuengen. Denn die Freigren ze gestat-

tet letztlich doch, sämtliche nicht in Geld bestehe nden Vor-

teile, also Sachbezüge, dem Arbeitnehmer in untersc hiedlicher 

Weise bis zu der vom Gesetz festgelegten Höhe steue rfrei zu-

kommen zu lassen. Auch aus den dazu veröffentlichte n Gesetzes-

materialien ergibt sich nichts Gegenteiliges. Denn ungeachtet 

der Frage, inwieweit eine Gesetzesbegründung eine d em Wortlaut 

der Norm entgegenstehende Auslegung überhaupt stütz en könnte, 

bezeichnet die Gesetzesbegründung (BTDrucks 13/1686 , S. 8) die 

Freigrenze lediglich als einen weiteren "Beitrag zu r Steuer-

vereinfachung", ohne auf die für den Streitfall erh ebliche Ab-

grenzung zwischen Barlohn und Sachbezug näher einzu gehen. 

 

d) Auf dieser Grundlage hält der erkennende Senat n icht mehr 

an seiner Auffassung fest, dass es für die Einordnu ng als 

Geldlohn unerheblich sei, ob der Arbeitgeber seine Zahlung an 

den Arbeitnehmer mit der Auflage verbunden hat, den  empfange-

nen Geldbetrag nur in einer bestimmten Weise zu ver wenden (Ur-

teil in BFHE 207, 314, BStBl II 2005, 137). Denn au ch wenn der 

Arbeitgeber dem Arbeitnehmer unmittelbar einen Geld betrag 

überlässt, ist dies, wie oben dargelegt, dann eine Sachlohnzu-
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wendung im Wege der abgekürzten Leistungserbringung , wenn der 

Arbeitnehmer vom Arbeitgeber lediglich die Übernahm e der Kos-

ten für einen Sach- oder Dienstleistungsbezug oder dessen Be-

zuschussung beanspruchen kann, der arbeitsrechtlich e Anspruch 

also nicht auf eine reine Geldleistung gerichtet is t. Infolge-

dessen ist es auch unerheblich, ob der Arbeitnehmer  selbst 

Vertragspartner des die Leistung erbringenden Dritt en --etwa 

der Tankstelle oder des Buchhändlers-- wird oder ob  der Ar-

beitgeber die Sachleistung beim Dritten bezieht und  sie an den 

Arbeitnehmer weitergibt oder abtritt. Denn lohnsteu errechtlich 

ist nicht der zwischen Arbeitnehmer und gegebenenfa lls Drittem 

zustande gekommene Kaufvertrag, sondern der zwische n Arbeit-

nehmer und Arbeitgeber bestehende Dienstvertrag ent scheidend. 

Dem entspricht es, dass der Senat im Urteil vom 6. November 

2001 VI R 62/96 (BFHE 197, 142, BStBl II 2002, 370)  unter Hin-

weis auf die wirtschaftliche Betrachtungsweise ents chieden 

hatte, dass vom Arbeitgeber erbrachte Geldzahlungen  an ein 

Leasingunternehmen als Sachlohn in Form der Überlas sung von 

Dienstwagen und nicht als Barlohn gelten, obwohl di e Arbeit-

nehmer Leasingnehmer der Fahrzeuge gewesen waren. 

 

e) Der erkennende Senat folgt nicht der in R 31 Abs . 1 Satz 7 

LStR 2004 ff. niedergelegten Auffassung der Finanzv erwaltung, 

wonach ein bei einem Dritten einzulösender Gutschei n dann kein 

Sachbezug sein soll, wenn neben der Bezeichnung der  abzugeben-

den Ware oder Dienstleistung auch ein anzurechnende r Betrag 

oder ein Höchstbetrag angegeben ist. Nach den vorge nannten 

Grundsätzen ist auch ein solcher Gutschein keine in  Geld be-

stehende Einnahme i.S. des § 8 Abs. 2 Satz 1 EStG. Denn die 

Zuwendung eines Sachwerts wird nicht dadurch zu ein er Geldzu-

wendung, dass der Zuwendende eine Wertobergrenze fü r die zu 

beziehende Sache bestimmt. Die Festlegung der Werto bergrenze 

in Form einer Währungseinheit folgt vielmehr aus de r Notwen-
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digkeit, für steuerliche Zwecke auch eine nicht in Geld beste-

hende Zuwendung in Geld bewerten zu müssen; dies gi lt indessen 

für alle Formen einer Sachzuwendung. 

 

2. a) Das FG hat nach Maßgabe der vorgenannten Grun dsätze zu 

Unrecht die von der Klägerin an ihre Arbeitnehmer a usgehän-

digte Tankkarte als eine Barlohnzuwendung qualifizi ert und da-

her die besondere Freigrenze des § 8 Abs. 2 Satz 9 EStG nicht 

angewendet. Denn die von der Klägerin ausgegebenen Tankkarten 

berechtigten die Arbeitnehmer lediglich, bei der Ve rtragstank-

stelle auf Kosten der Klägerin Treibstoff zu bezieh en. Dagegen 

liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass die Arbe itnehmer 

der Klägerin anstelle der ausgehändigten Tankkarten  auch einen 

Barlohn in Höhe von 44 € hätten beanspruchen können . 

 

b) Nach Maßgabe der vorgenannten Rechtsgrundsätze k ann das FA 

nicht mit Erfolg einwenden, dass die Karte mit eine m bei der 

Tankstelle einlösbaren Geldschein vergleichbar sei,  weil sie 

die Arbeitnehmer der Klägerin gegenüber dem Kassenp ersonal der 

Tankstelle legitimiere, Kraftstoff auf Rechnung der  Klägerin 

zu beziehen. Denn entscheidend ist der Rechtsgrund des den Ar-

beitnehmern zufließenden Vorteils, hier also die zw ischen der 

Klägerin und ihren Arbeitnehmern getroffene arbeits vertragli-

che Vereinbarung, monatlich Treibstoff bis zu einem  Wert von 

44 € von der Klägerin als Arbeitgeberin beanspruche n zu kön-

nen. Unerheblich bleibt für die Einordnung als Geld - oder 

Sachleistung, in welcher Weise die Klägerin den jew eiligen 

Sachleistungsanspruch ihrer Arbeitnehmer erfüllt, i nsbeson-

dere, ob der Arbeitnehmer sich die zugesagte Sache oder 

Dienstleistung unmittelbar von der Klägerin selbst aushändigen 

lässt oder ob er die Sache auf Kosten der Klägerin bei einem 

Dritten, hier der Tankstelle, bezieht. 
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Das FA kann sich auch nicht darauf berufen, dass § 8 Abs. 2 

Satz 9 EStG allein bezwecke, nur solche Einnahmen v on der Be-

steuerung freizustellen, deren zutreffende Einordnu ng und Be-

wertung ansonsten in keinem Verhältnis zu den steue rlichen 

Auswirkungen stünden, weshalb eine Geldleistung imm er dann an-

zunehmen sei, wenn Bezugspunkt der Zuwendung ein Ge ldbetrag 

sei. Denn § 8 Abs. 2 Satz 9 EStG selbst setzt mit d er dort 

normierten Freigrenze von 50 €/44 € im Kalendermona t die Sach-

zuwendung notwendigerweise zu einem Geldbetrag in B ezug, um 

eben den Vorteil für steuerliche Zwecke bewerten zu  können. 

Nichts anderes macht der zuwendende Arbeitgeber. An gesichts 

dessen kann der Angabe einer in einem Geldbetrag au sgedrückten 

Wertgrenze nicht die Funktion zukommen, die Geldzuw endung von 

der Sachzuwendung abzugrenzen. Daher ist entgegen d er Auffas-

sung des FA nicht erst dann von einer Sachzuwendung  auszuge-

hen, wenn Art und Menge der Zuwendung konkretisiert  und der 

Arbeitnehmer ohne eigene Auswahlentscheidung ist. D enn auch 

wenn der Arbeitnehmer selbst aus einem großen Angeb ot eine be-

liebige Sache oder Dienstleistung auswählt, bleibt dieser dann 

durch den Arbeitnehmer selbst konkretisierte Vortei l eine 

Sachzuwendung. 

 

Zwar wendet das FA zutreffend ein, dass es für die Besteuerung 

keinen Unterschied machen könne, ob der Arbeitgeber  seinem Ar-

beitnehmer einen Geldbetrag von 44 € gebe, mit dem er belie-

bige Waren einkaufen könne, oder ob er seinem Arbei tnehmer ei-

nen Gutschein im Wert von 44 € überlasse, der zum E rwerb be-

liebiger Sachen aus einem größeren Sortiment berech tige. Die-

ser Besteuerungsunterschied ist allerdings im Geset z selbst 

angelegt und hält sich angesichts der Vereinfachung s- und Ty-

pisierungsfunktion, die Pauschbeträgen grundsätzlic h zukommt, 

noch im verfassungsrechtlich zulässigen Rahmen. 
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